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V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 
 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates  
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Donnerstag, 11. Februar 2010   
   
Tagungsort:         Rathaus         
 
Beginn:           19.00 Uhr 
 
 
 

A n w e s e n d e : 
 
 

ÖVP-Fraktion: 
 
       1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender 

  2. Vizebgm.     Johann Schachl 
  3. GR.        Dr. Oskar Vogel 
  4. GV.        Stefan Gaisbichler  
  5. GV.        Klaudia Haberl 
  6. GR.        Friedrich Seiringer-Gaubinger  
  7. GR.        Mag.Dr. Bernhard Roither  
  8. GR.        Franz Huber  
  9. GR.        Peter Wechselauer 
10. EG        Jakob Moser  
11. GR.        Franz Bauer 
12. GR.        Manuela Brunbauer  
13. GR.        Ing. Harald Mayrhofer  
14.  GR.        Dr. Renate Geist-Krojer  

 
   

SPÖ-Fraktion: 
 
    15.  Vizebgm.     Mario Weichselbaumer  

16.  GV.        Ing. Kurt Berger  
17.  GR.         Gerald Mayrhofer  
18.  GR.        Herbert Kritzinger  
19.  GR.        Ulrike Berger  

  20.  GR.        Günther Kasper  
21.  GR.        Rudolf Stockinger  
22.  GR.        Erich Steinwendner  
23.  GR.        Michaela Schuster  
24. GR.         Andreas Distler  
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FPÖ-Fraktion: 
 

25.  GR.         Ing. Heinz Hackl  
26.  GR.         Mag. Erich Kaniak 
27.  GR.        Dorfer Christa 
28.  GV.         Rudolf Hemetsberger  
29.  GR.         Walter Liehmann  

 
 

GRÜNE-Fraktion: 
 

30. GR.        Wolfgang Vogel  
31. GR.        Isolde Katamay   

 
 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:  Hans Schmidt    
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Sitzung im Sitzungsplan enthalten ist und die Verständigung hiezu gemäß den vorliegenden 

Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter 
Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  

 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 2.2.2010 öffentlich kundgemacht 

wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 15.12.2009 bis zur heutigen Sitzung 

während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur 
Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss 
Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Johann Schmidt bestimmt. 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionsobmännern folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      GV. Stefan Gaisbichler  
  

Für die SPÖ-Fraktion:      Vizebgm. Mario Weichselbaumer          
 
 Für die FPÖ-Fraktion:          GV. Rudolf Hemetsberger 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Wolfgang Vogel 
 
 
Der Bürgermeister nimmt die Angelobungen von GR. Gerald Mayrhofer vor. 
 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 11.02.2010                                                                                  Seite 3 von 11 
 

 
T a g e s o r d n u n g 

 
Berichte des Bürgermeisters 
 
a)  Endbeschluss des Bezirksgerichtes Vöcklabruck betreffend Besitzstörung durch Ramp 

(Umackern des Straßenbankettes in Steindorf entlang der Kematingerstraße im Sept. 2009). Der 
Besitzstörungsklage der Marktgemeinde Seewalchen wurde Recht gegeben, Rechtsvertretung 
von Ramp hat dagegen Berufung eingelegt 

 
b)  Klage von Rudolf Ramp gegen die Marktgemeinde auf Entfernung von Fahrbahnbestandteilen 

(Bankette) auf den Grundstücken von Ramp. Erster Verhandlungstermin 12.4.2010 
 
c)  Sportförderung in Höhe von € 8.500,-- für die Errichtung des 2. Beachvolleyballplatzes in 

Litzlberg 2009 eingelangt   
 
d)  Heizkostenzuschuss: Lt. Erlass des Landes darf kein zusätzlicher Heizkostenzuschuss seitens 

der Gemeinde gewährt werden 
 
e)  Statistik 2009:  52 Geburten, 30 Sterbefälle, 29 Trauungen, Einwohner p. 1.12.2009:  5239 HWS, 

Anteil Ausländer: 249 (4,75 %) 
 
f)  Schreiben von Asfinag betr. A1-Areal, nur Verwertung der Liegenschaften möglich, keine 

Beteiligung an einer Verwertungsgesellschaft, Gespräch wird im AK Wirtschaft geführt. Termin: 
9. März 2010 

 
g)  Mit Stand 12/2009 waren 152 Seewalchner arbeitslos gemeldet 
 
h)  Vorstellung von Wolfgang Sackel betreffend Kanalanschlussgebühr wurde vom Land OÖ 

abgewiesen, der Bescheid der Gemeinde bestätigt 
 
i)  Förderungsbeitrag in Höhe von € 1.000,-- von LH Dr.Pühringer für das Qualitätszertifikat 

„Gesunde Gemeinde“ eingelangt 
 
j) Blutspendeaktion: 138 Spender, davon 7 Erstspender und 2, die zum 25sten Mal Blut gespendet 

haben 
 
k) Der Vorstellung von Melanie König betreffend dem Entfernungsauftrag wurde vom Amt der 

Oö.Landesregierung keine Folge gegeben.  
 
l)  Der Vorstellung von Waltraud und Hermann Danter, vertreten durch DI Josef Hoyer, gegen den 

Bescheid des Gemeinderates betr. Baubewilligung für den Abbruch des bestehenden Hauses 
und den Neubau einer Wohnanlage auf dem ehem. Waldmann-Areal wurde keine Folge 
gegeben. Der Bescheid wurde allerdings hinsichtlich des Auflagenpunktes 46 aufgehoben. Damit 
ist das „Bauverbot“ für die Monate Juli und August lt. Bescheid des Bürgermeisters wieder 
rechtskräftig. 

 
m)  Bericht des Tourismusverbandes der Ferienregion Attersee 2009: 370.654 Nächtigungen (- 3,2% 

gegenüber 2008), Ankünfte 96.655 (- 3,7%). Starker Rückgang bei den Gästebetten ( - 500 = -
10,3 %). Online Zugriffe auf die Internet-Homepage www.attersee.at 421.177 (+ 121 %). Online 
Buchungen 883 (Umsatz € 225.590.-, + ca. 90%). 

 
 
 
Fragestunde 
 
6 Zuhörer 
 
 

http://www.attersee.at/�
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Elisabeth Horgasz berichtet über Probleme durch Lärm der spielenden Kinder des Kindergartens 
Rosenau. Es seien sogar schon Steine auf ihr Grundstück geworfen worden. Ihr Garten werde 
verunreinigt und Gespräche mit der Kindergartenleitung seien erfolglos gewesen. Sie bezahle viel, 
um dort zu wohnen und möchte ihren Garten auch nutzen können. Sie ersucht um Behandlung dieser 
Angelegenheit und eine schnelle Lösung. 
 
Der Bürgermeister, dem diese Problematik bekannt ist, sichert zu, dass man dies auch in einem 
Gremium behandeln werde. Bisher habe man versucht, durch Kindergartenleitung und  Amt eine 
Verbesserung herbeizuführen. Er werde die Angelegenheit nun dem Bildungsausschuss weiterleiten.  
 
Frau Horgasz betont, nicht gegen Kinder zu sein, aber man müsse da eine Lösung finden. 
 
 
 
 
1.  Generalsanierung Schulzentrum 
 

a)  Grundsatzbeschlussfassung betreffend Vorziehen der Sanierung der Hauptschule als  
eigenes Projekt und Neubau der Volksschule und des Schülerhortes  
 

b) Auftragserteilung betreffend Erstellung einer Studie für den Neubau der Volksschule samt 
Schülerhort 

 
 
Zu TOP 1 a): 
 
Bgm.Reiter: 
Das Schulzentrum  Seewalchen ist im laufenden Landesschulbauprogramm enthalten. Seit dem Jahr 
2008 gibt es ein Generalsanierungsprojekt und einen genehmigten Finanzierungsplan für das 
Schulzentrum sowie auch einen Finanzierungsplan für den Schülerhort. Der Finanzierungsplan für 
das Schulzentrum  wurde vom Gemeinderat nur mit einer knappen Mehrheit von 16:15 beschlossen, 
weil ein Teil der Gemeinderäte für einen Neubau plädiert hatte.  
 
Der für 2009 geplante Baubeginn der Generalsanierung konnte nicht eingehalten werden, weil die für 
die Übertragung der Schulliegenschaft an die Gemeinde-Infrastruktur-KG erforderliche 2/3-Mehrheit 
im Gemeinderat nicht zustande kam.  
 
Seit Herbst 2009 gibt es intensive Beratungen im Bildungsausschuss und auf kommunalpolitischer 
Ebene zwischen den vier im Gemeinderat vertretenen Fraktionen zur Findung einer Konsenslösung, 
damit die derzeitige Patt-Situation aufgehoben und das Projekt weiterverfolgt werden kann. Diese 
Konsenslösung wurde vor Kurzem in einem eigenen Workshop gefunden und soll nun gemeinsam mit 
den zuständigen Landespolitikern und Landesfachabteilungen umgesetzt werden.  
 
Im Wesentlichen geht es darum, das Projekt „Generalsanierung des Schulzentrums Seewalchen“ in 
Teilprojekte „aufzusplitten“ und die einzelnen Teilbereiche getrennt zu betrachten.  
 
Der Bürgermeister stellt die Anträge,  

folgende Grundsatzbeschlüsse zu fassen:  
1. Vorziehen der Sanierung der Hauptschule als eigenes Projekt 
2. Neubau der Volksschule und des Schülerhortes  
3. Auflassung der Polytechnischen Schule und des Sonderpädagogischen Zentrums 

 
GR. Vogel W. betont, dass am Ende dieser überlangen Diskussion eigentlich eine Verkleinerung des 
Schulzentrums stehe. Es werde um die Polytechnische Schule verkleinert und um das 
Sonderpädagogische Zentrum. Er glaube, dass man Bildungseinrichtungen nicht einfach aus 
Kubaturgründen auflassen solle, sondern dass davor eine bildungspolitische Diskussion stehen solle, 
auch mit einem überörtlichen Schwerpunkt. Eine überörtliche Verantwortung bei solchen 
Einrichtungen sei wahrzunehmen, weshalb er diesem dritten Punkt nicht zustimmen werde. 
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GR.Kaniak möchte festhalten, dass die Kommunalpolitik Weichen stelle, aus welchen man wie aus 
einer Bahn nicht mehr heraus komme. Er sehe das gesamte Nordende des Attersees auch 
großräumig auf längere Frist. Man sei seinerzeit von den neuen Hauptschulen in Schörfling und 
Seewalchen begeistert gewesen. Nur habe niemand mehr als 50 Jahre vorausgedacht wie das 
Gebiet sich entwickeln werde und wie groß die Einwohnerzahlen werden würden. Speziell in 
Seewalchen sei die Einwohnerzahl direkt explodiert. Er weist auf die Situationen in umliegenden 
Gemeinden hin, bei welchen sich die Entwicklung teilweise dramatisch geändert  habe.  Man habe 
nicht vorausgedacht. Wenn Orte mit einem Einzugsgebiet von 10.000 Einwohnern auf gewisse Dinge 
im Vorhinein aus den realpolitischen Gründen verzichten, dann werde man in 30 bis 40 Jahren die 
Schraube nach unten drehen und man werde noch mehr in die Bedeutungslosigkeit abfallen. Man 
solle sich vor Augen halten, dass die Realpolitik uns überrollen werde.  
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten 1. Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten 2. Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten 3. Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 28 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  

   FPÖ-Fraktion: 4 Hackl, Dorfer, Hemetsberger, 
Liehmann 

      
Gegen den Antrag 2 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltung 1 Stimmen FPÖ-Fraktion 1 Kaniak 
 
 
 
 
 
Zu TOP 1 b): 
 
Bgm.Reiter: 
Für die Erstellung einer Bebauungsstudie samt Vorentwurf und Kostenschätzung liegt ein Angebot 
der GSG vor. Da die GSG bereits für die Generalsanierung als Planung und Bauleitung beauftragt ist, 
wäre es zweckmäßig, die Planung „in einer Hand“ zu lassen.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den Auftrag für die Erstellung einer „Bebauungsstudie samt Vorentwurf“ laut 
Leistungsumfang des Angebotes vom 1.2.2010 an die Gemeinnützige Siedlungsgesellschaft 
für den Bezirk Vöcklabruck (GSG) zu einem Pauschalhonorar von € 12.500,-- zu erteilen.  

 
 
GR.Hackl betont, dass es scheinbar einen Irrtum in der Prioritätsreihenfolge dieses Mediatormeetings 
gegeben habe. In seinen Forderungen seien gewisse Informationen an das Land enthalten gewesen. 
Und nachdem gerade die ÖVP-Seite terminmäßig sehr viel Druck gemacht habe, sei er der Meinung 
gewesen, dass diese Informationen an das Land bereits durchgeführt seien. Er sei dann vom 
Bürgermeister aufgeklärt worden, dass das Schreiben noch nicht ergangen sei.  
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Nachdem er die Budgetsituation sehr genau kenne stelle er den Zusatzantrag 

diese Auftragserteilung erst durchzuführen, wenn vom Land her ein positives Signal 
bezüglich des Meinungsschwenks von der Generalsanierung zu einer Teilung - sprich 
Hauptschule Sanierung und Volksschule Neubau - signalisiert werde, denn sonst investiere 
man jetzt  € 12.000,--  und das Land sage dann vielleicht „zurück an den Start“. 

 
Er sei überzeugt, dass man in 14 Tagen die ersten Signale bekomme, dann könne man die 
Auftragserteilung durchführen. Seit diesem Mediatormeeting seien ca. 4 Wochen vergangen und so 
sollte es auf diese 14 Tage auch nicht mehr ankommen und man setze  € 12.500,-- effizient oder gar 
nicht ein. Es hänge vom Stimmungsbild des Landes ab. 
 
Der Bürgermeister gibt Herrn Hackl vom grundsätzlichen Zugang her Recht. Andererseits könnte ein 
„worst case“ eintreten und dann dauere das nicht 14 Tage.  Er sei eigentlich schon gespannt, wie 
diese Bebauungsstudie ausschaue und er glaube auch nicht, dass man die € 12.500,-- auf einmal 
investieren müsse und das Risiko, dass man vielleicht für eine Teilrate für den „worst case“ zahlen 
müsse, sei gering.  Der Ansatz sei verständlich. Er sei jedoch dafür den Auftrag zu erteilen, denn sie 
brauchen eine gewisse Zeit und wenn man den Auftrag erst gebe, wenn man grünes Licht von Linz 
habe, dauere es noch länger. 
 
GR.Kaniak zeigt sich erstaunt, dass das Amt vier Wochen brauche um das dem Land 
bekanntzugeben.  
 
Der Bürgermeister erklärt, dass es einen strategischen Hintergrund dafür gebe, dass man die Sitzung 
abgewartet habe um damit auch eine entsprechende Legitimation und Rückendeckung zu haben. 
Das Amt könne nichts dafür, wenn es keinen Auftrag bekomme. 
 
GV.Berger K. betont, dass der SPÖ die finanzielle Situation bekannt sei und man habe auch Angst 
vor der weiteren finanziellen Entwicklung. Diese strategische Entscheidung sei vielleicht richtig 
gewesen, vielleicht auch nicht. Es sei  jedoch nicht geschickt gewesen, dass man die Leute, die bei 
dieser Mediation dabei gewesen seien, nicht über diese strategische Entscheidung informiert habe.  
 
Er meine, man sollte diesen Beschluss trotzdem heute fassen, denn man werde vom Land keinerlei 
Möglichkeit einer Entscheidung bekommen, wenn man nicht so rasch wie möglich auch die finanzielle 
Situation nachweise. Vom Land werde sicher nach dem Vergleich gefragt und den Vergleich könne 
man nur dann erstellen, wenn man diese Studie mache. Diese Studie sei eigentlich von der SPÖ seit 
eineinhalb Jahren gefordert worden und nun sei es so weit und er ersuche, dem zuzustimmen.  
 
Man könnte die Auftragserteilung ja auch vielleicht in einem zweistufigen Verfahren machen. Zuerst 
die Grundsatzstudie und dann müsse man einmal diskutieren, ob der Standort in Ordnung sei und 
man es hier wirklich so wolle und ob dann auf Basis des ersten Entwurfes wirklich die Studie fertig 
ausgearbeitet werden solle. Dann sei das finanzielle Risiko am Anfang nicht die € 12.500,--, sondern 
doch etwas geringer. Er glaube, man sollte nicht wieder zusätzlich Zeit verlieren, daher ersuche er 
zumindest für den Hauptantrag um Zustimmung, obwohl er die Überlegung, die Herr Hackl aus 
finanziellen Gründen angestellt habe,  auch verstehen könne. Er werde sicher diesem Hauptantrag 
zustimmend und ersuche, dass man das so flächendeckend wie möglich zusammenbringe. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
      
Stimmenthaltungen 5 Stimmen FPÖ-Fraktion 5  
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Der Bürgermeister lässt über den von GR. Hackl gestellten Zusatzantrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 6 Stimmen FPÖ-Fraktion 5  
   GRÜNE-Fraktion: 1 Vogel 
      
Gegen den Antrag 24 Stimmen ÖVP-Fraktion 13 ohne Bürgermeister  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   GRÜNE-Fraktion: 1 Katamay 
 
 
Stimmenthaltung 1 Stimme ÖVP-Fraktion 1 Bürgermeister 
 
 
 
Der Bürgermeister stellt den Zusatzantrag, 

diese Kosten aus der Schulbaurücklage zu bedecken.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Zusatzantrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
      
Stimmenthaltungen 5 Stimmen FPÖ-Fraktion 5  
 
 
 
 
2.  Bebauungsplan 

Grundsatzbeschluss betreffend Erstellung eines Bebauungsplanes „Schulzentrum“ 
 
Bgm.Reiter: 
Damit die Hauptschule als eigenes Projekt saniert werden kann, ist eine Grundstücksübertragung an 
die KG erforderlich. Da die Hauptschule zusammen mit der Volksschule auf einem Grundstück situiert 
ist, ist eine Grundteilung erforderlich. Da bei einer Grundteilung die baurechtlichen Mindestabstände 
nicht eingehalten werden können, ist vor Teilungsbewilligung die Erstellung eines Bebauungsplanes 
notwendig. Seitens der Ortsplanung bestehen keine Einwände.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den Grundsatzbeschluss zu fassen, einen Bebauungsplan für das Schulzentrum zu 
erstellen.  

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
3.  Vermietung 
     Verlängerung des Mietvertrages mit den Kinderfreunden / Ortsgruppe Seewalchen 
 
Bgm.Reiter: 
Die Kinderfreunde, Ortsgruppe Seewalchen, ersuchen mit Schreiben vom 10. Dezember 2009 um 
eine weitere Verlängerung des bestehenden Mietverhältnisses. Die Kinderfreunde haben im Rathaus 
- Zubau von der Marktgemeinde Seewalchen a.A. - einen Raum (ehem. ARBÖ-Clubraum) gemietet.  
Der bestehende Mietvertrag endet am 28. Februar 2010.  Der Wunsch der Kinderfreunde wäre ein 
längeres Mietverhältnis als ein Jahr (siehe im Akt befindliches Ansuchen). 
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Der Gemeindevorstand hat sich in seiner Sitzung am 19. Jänner mit dem Ansuchen beschäftigt und 
schlägt eine Verlängerung des Mietvertrages auf die Dauer von drei Jahren vor. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den vorliegenden Mietvertragsnachtrag abzuschließen 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
4.  Gesunde Gemeinde 
     Projekt Kommunale Suchtprävention 
 
Bgm.Reiter: 
Der Jahresschwerpunkt der Gesunden Gemeinden lautet im Jahr 2010 „Suchtprävention“. 
Aus diesem Grund und aufgrund der Aktualität und der ansteigenden Probleme im Bereich 
Suchtmittelmissbrauch, aber auch aufgrund der guten Zusammenarbeit zwischen den beiden 
Arbeitskreisen Schörfling und Seewalchen, wurde die Idee eines gemeindeübergreifenden 
kommunalen Projekts geboren.  Begleitet und unterstützt wird das Projekt vom Institut 
Suchtprävention der Pro mente OÖ, Ansprechpartner ist Hr. Mag. Dietmar Krenmayr. 
Am 06.03.2009 hat ein Erstgespräch mit Grundsatzinformationen zwischen Bgm. Mag. Reiter, Bgm. 
Gründl, AKL Ing. Gabi Rathje, AKL Andrea Mayr, Luise Zitzler (Projektleiterin des bezirksweiten 
Projektes „Wir setzen Zeichen“) stattgefunden. Bei diesem Gespräch haben sich alle Beteiligten für 
die Durchführung dieses gemeinsamen Präventionsprojektes ausgesprochen. 
Bei einem weiteren Gespräch am 15.10.2009 mit AKL Andrea Mayr, Vizebgm. AKL Ing. Gabi Rathje, 
Christine Tichy und Bettina Sailer informierte Mag. Krenmayr über die Startphase, die 
Planungsphase, die Durchführungsphase und auch darüber, dass ein Gemeinderatsbeschluss vor 
Beginn des Projektes erforderlich sei. 
 
Das gesamte Projekt wir über ca. 2-3 Jahre laufen. Die laufenden Projektkosten werden aus den 
Mitteln des Budgets der Gesunden Gemeinde bestritten. Bei evtl. größeren Veranstaltungen wird 
versucht mit Sponsoren zu arbeiten. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

das Projekt Kommunale Suchtprävention der Gesunden Gemeinden Seewalchen und 
Schörfling durchzuführen und Frau Andrea Mayr mit der Projektleitung zu betrauen. 

 
GR.Hackl wertet den Ansatz positiv, warnt jedoch vor allzu großen Erwartungen in diese Aktion. Er 
spreche aus Erfahrung und sei vor eineinhalb Jahren in diesem Leitungsgremium bei der 
Bezirksaktion gewesen. Die Begleitung durch Pro mente sei in Ordnung, nur wie viele dieser Aktionen 
werde es halt in der Praxis nicht viel helfen. Die Events seien gut angenommen worden. Die Plakate 
seien auch registriert worden und wenn man das wirklich mit Engagement mache sei er dafür, aber 
man sollte keine allzu großen Erwartungen in diese Dinge stecken.  
 
GR.Vogel O. sieht prinzipiell die Gefahr der Sucht in Seewalchen nicht so hoch. Nur empfinde er es 
als schlechten Einstieg, wenn man immer im Vorhinein schon sage, dass es Nichts bringe. Man 
könne es seiner Meinung nach anbieten und wenn es eine gewisse Dynamik gebe, mache es Sinn. 
Wenn man keine Dynamik zusammenbringe, könne man wieder aufhören aber man habe es 
zumindest versucht.  
 
GR.Hackl betont, seine Wortwahl sehr höflich formuliert zu haben. 
 
GR.Huber berichtet aus Sicht eines Betriebes in Vöcklabruck. Da gebe es auch diesen Verein und da 
werden auch die Lehrlinge in dieser Richtung eingeladen und er empfinde es schon als ein sehr 
positives Projekt. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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5.  Kinderbetreuung 

Grundsatzbeschlussfassung betreffend Erweiterung des Kindergartens Rosenau um zwei 
Gruppen sowie Erweiterung der Krabbelstube Rosenau um eine Gruppe 

 
BiA-Obmann Huber: 
Aufgrund der aktuellen statistischen Kinderzahlen wird ab dem Kindergartenjahr 2011/12 ein 
zusätzlicher Platzbedarf von mindestens 27 Kindergartenplätzen bestehen.  
Der Bildungsausschuss hat sich in seiner Sitzung am 14.1.2010 unter Beteiligung von Vertretern der 
beiden Kindergärten sowie der Krabbelstube mit der Materie eingehend befasst.  
 
BiA-Obmann Huber stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bildungsausschusses den Grundsatzbeschluss 
betreffend Erweiterung des Kindergartens Rosenau um zwei Gruppen sowie die Erweiterung 
der Krabbelstube Rosenau um eine Gruppe zu fassen und das Projekt so rasch als möglich 
umzusetzen.  

 
 
AL.Schmidt erläutert als zuständiger Sachbearbeiter den derzeitigen Stand. Das Amt habe sofort 
reagiert und den ganzen Sachverhalt an die zuständigen Abteilungen beim Amt der oö. 
Landesregierung an die Abteilungen Bildung für den Kindergarten und Jugendwohlfahrt  für die 
Krabbelstube eingereicht. Der Bürgermeister habe es auf politischem Weg bei LR.Dr.Stockinger 
akkordiert. Es gebe bereits die schriftliche Zusage, dass der Erweiterung dieser beiden Einrichtungen 
zugestimmt werde. Der Sachbearbeiter des Landes habe heute telefonisch mitgeteilt, dass er den 
Bedarf genehmigt habe. Am 4.3. habe man bereits den ersten Beratungstermin mit dem 
hochbautechnischen Sachverständigen des Landes.  
Jeder Tag sei wichtig, so dass man bis spätestens Herbst alle Genehmigungen, Bewilligungen und 
Finanzierungen am Tisch habe. Wenn man im Herbst nicht anfange, könne man nächstes Jahr nicht 
einziehen. Derzeit schaue es sehr positiv aus, wenn ihm auch bewusst sei, dass die große Krux die 
Finanzierung sei. 
 
GR.Kritzinger möchte wissen, ob man die Kosten des Bauvorhabens jetzt schon grob abschätzen 
könne: 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass man sich jetzt nur an den Baukosten des letzten Projektes 
orientieren könne. Die seien seinerzeit bei rund einer Million Euro gelegen. Ob zum jetzigen Zeitpunkt 
ein praktisch gleich großes Projekt  ebenso viel koste, sei Spekulation.  
Er persönlich glaube, dass es unter einer Million sein werde. Zuletzt habe man eine sehr gute 
Förderung gehabt, was jetzt angesichts der jetzigen Landesfinanzen zumindest fraglich sein werde, 
aber man werde sich bemühen. Üblicherweise sei eine sogenannte Drittelfinanzierung, das heiße, 
zwei Drittel kommen vom Land, wobei ein Drittel aus der Gemeindeabteilung und ein Drittel aus der 
Bildungsabteilung sei und für das restliche Drittel müsse die Gemeinde selbst aufkommen.  
Also mit vielen Fragezeichen, und wenn man mit € 900.000,--  rechne, werde man € 300.000 
aufbringen müssen. Es könne auch weniger werden, wenn es so gut gehe wie beim letzten Projekt,  
bei dem man vom Land wesentlich besser bedient worden sei. 
 
Vizebgm.Weichselbaumer möchte, dass die Wünsche der Anrainer berücksichtigt werden. Man habe 
gesagt, dass sich der Bildungsausschuss damit beschäftige und da solle man das auch 
berücksichtigen, wenn es diesbezüglich zu Veränderungen komme.  
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Huber gestellten Antrag durch Handheben abstimmen 
und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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6.  Prüfungsausschuss 

Bericht des Prüfungsausschusses 
 
PrüfA-Obmann Vogel W. liest den Prüfbericht vor und stellt den Antrag,  

den vorliegenden Prüfbericht zur Kenntnis zu nehmen. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vogel W. gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
7.  Gebühren 
     Berufung von Herrn Wolfgang Sackel, Litzlbergerstraße 24, gegen die Vorschreibung der      
     Kanalbenützungsgebühren 
 
Bürgermeister Mag. Reiter und Vizebürgermeister Schachl nehmen ihre Befangenheit wahr und 
nehmen nicht an der Abstimmung teil.  Bürgermeister Mag. Reiter übergibt den Vorsitz an Vizebgm. 
Weichselbaumer. 
 
Vizebgm. Weichselbaumer: 
Mit Bescheid des Bürgermeisters vom 25. September 2009 wurde Herrn Wolfgang Sackel, Litzlberger 
Straße 24 eine Kanalbenützungsgebühr in Höhe von € 848,23 für den Abrechnungszeitraum Juli 
2008 bis Juni 2009 vorgeschrieben. Herr Sackel hat gegen diese Vorschreibung der 
Kanalbenützungsgebühren berufen, weil er von der abgelesenen Wassermenge von insgesamt 238 
m³ einen Abzug von 69 m³, für Autowäsche, Garten gießen, Terrasse reinigen etc.  haben wollte. 
 
Für die gewünschte Reduzierung legte Herr Sackel handschriftlich verfasste Aufzeichnungen vor, die 
von der Gemeinde weder nachvollziehbar noch nachprüfbar sind. Darüber hinaus erscheint die 
gewünschte Reduzierung mit 69 m³ völlig überhöht. 
Weiters wurde dem Berufungswerber vom zuständigen Sachbearbeiter Ernst Weber mitgeteilt, dass 
für eine ordnungsgemäße Messung der Einbau eines Subzählers erforderlich ist, wozu dieser jedoch 
nicht bereit ist. 
 
Vizebgm. Weichselbaumer stellt den 1. Antrag,   

auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
1. Bekämpfter Bescheid vom 25.9.2009 
2. Berufung 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
Der Schriftführer liest den vorliegenden Bescheidentwurf vollinhaltlich vor.  
 
 
Vizebgm. Weichselbaumer stellt den 2. Antrag,  

die Berufung als unbegründet abzuweisen und den Bescheid des Bürgermeisters vom 
25.9.2009 zu bestätigen. 

 
Abstimmungsergebnis durch Handheben: einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
 
 
8.  Allfälliges 
 
Keine Anfragen 
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Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 15.12.2009 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 19:50 Uhr.  
 
 
 
      Der Schriftführer:                         Der Vorsitzende: 
 
 
........................................................              ........................................................   

(AL. Hans Schmidt)                        (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 
 
 

Gegen die Verhandlungsschrift der Sitzung vom 11.2.2010 wurden keine Einwendungen erhoben und 
ist somit genehmigt.  
 
 

Der Vorsitzende: 
 
 

(Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 

 
 

Für die SPÖ-Fraktion:                Für die ÖVP-Fraktion: 
 
 
........................................................           ........................................................ 
(Vizebgm. Mario Weichselbaumer)                     (GV. Gaisbichler Stefan) 
 
 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                Für die GRÜNE-Fraktion:    
       

 
........................................................            ........................................................ 
  (GV. Rudolf Hemetsberger)                      (GR.Wolfgang Vogel)   
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